Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/14 


Antrag 

der Abgeordneten Geisenhofer, Dr. Riedl (München) 

und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung mietpreisrechtlicher Vorschriften 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


Artikel I 

Änderung des Zweiten Bundesmietengesetzes 


§ 1 

§ 18 des Zweiten Bundesmietengesetzes vom 

23. Juni 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 389), zuletzt ge- 
ändert durch das Gesetz zur Änderung mietpreis- 
rechtlicher Vorschriften vom 20. Dezember 1968 
(Bundesgesetzbl. I S. 1411), wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 erhält Satz 1 folgende Fassung: 

„Dieses Gesetz tritt mit Ablauf des 31. Dezem- 
ber 1967, in den kreisfreien Städten Bonn und 
Freiburg sowie in den Landkreisen Bonn und 
Göttingen mit Ablauf des 31. Dezember 1968, in 
der Freien und Hansestadt Hamburg mit Ablauf 
des 31. Dezember 1970, in der kreisfreien Stadt 
München und im Landkreis München mit Ablauf 
des 31. Dezember 1972 außer Kraft." 

b) Absatz 1 Nr. 6 erhält folgende Fassung: 

„6. sonstige mietpreisrechtliche Vorschriften, so- 
weit sie bis zum 31. Dezember 1957 oder bis 
zum 31. Dezember 1968 oder bis zum 31. De- 
zember 1970 oder bis zum 31. Dezember 1972 
noch gelten." 


Artikel II 

Sechstes Bundesmietengesetz 

§ 1 

Miete für Wohnraum, der bis zum 20. Juni 1948 
bezugsfertig geworden ist 

In der Freien und Hansestadt Hamburg, in der 
kreisfreien Stadt München und im Landkreis Mün- 
chen darf bei preisgebundenem Wohnraum, der bis 
zum 20. Juni 1948 bezugsfertig geworden ist, die 
nach § 1 des Fünften Bundesmietengesetzes vom 
20. Dezember 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 1411) preis- 
rechtlich zulässige monatliche Grundmiete vom 
1. Januar 1971 an um 10 vom Hundert erhöht wer- 
den. Der Vermieter kann die auf die Mieterhöhung 
gerichtete Erklärung vom 1. Januar 1971 an abge- 
ben. 

§ 2 

Ausschluß von Mieterhöhungen 

§ 1 gilt nicht 

1. für Wohnraum, der nach seiner Beschaffenheit 
den allgemeinen Anforderungen an gesunde 
Wohnverhältnisse offensichtlich nicht genügt, ins- 
besondere wegen ungenügender Licht- und Luft- 
zufuhr, wegen dauernder Feuchtigkeit oder we- 
gen unhygienischer oder unzureichender sanitä- 
rer Einrichtungen; 

2. für Kellerwohnungen, Bunkerwohnungen, Barak- 
ken, Wohnungen in Behelfsheimen, Nissenhütten 
und sonstige behelfsmäßige Unterkünfte sowie 
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für Wohnraum, dessen weitere Benutzung aus 
bauordnungsrechtlichen Gründen oder auf Grund 
von Anordnungen der Wohnungsaufsicht und 
Wohnungspflege wegen baulicher oder sonstiger 
Mängel untersagt ist. 

§ 3 

Entsprechende Anwendung 

Die §§ 8 bis 11 und § 12 Abs. 1 Satz 1 des Dritten 
Bundesmietengesetzes vom 24. August 1965 (Bun- 
desgesetzbl. T S. 969, 971), zuletzt geändert durch 


das Gesetz zur Fortführung des sozialen Wohnungs- 
baues (Wohnungsbauänderungsgesetz 1968 — Wo- 
BauAndG 1968) vom 17. Juli 1968 (Bundesgesetzbl. I 
S. 821, 828), gelten entsprechend. 


Artikel III 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1971 in Kraft und 
mit Ablauf des 31. Dezember 1972 außer Kraft. 


Bonn, den 23. Oktober 1969 
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Begründung 


Nach § 18 des zweiten Bundesmietengesetzes in der 
geltenden Fassung sind die Mietpreise für den bis 
zum 20. Juni 1948 bezugsfertig gewordenen Wohn- 
raum in der kreisfreien Stadt München und im Land- 
kreis München (mit Ausnahme von Wohnungen mit 
sechs oder mehr Wohnräumen einschließlich Küche) 
noch bis zum 31. Dezember 1970 gebunden, ln den 
genannten Gebieten stehen Wohnungsangebot und 
-nachfrage noch in einem so krassen Mißverhältnis, 
daß bei einer Aufhebung der Mieipreisbindung zum 
1. Januar 1971 mit unangemessenen Steigerungen 


von Altbaumieten zu rechnen wäre. Vor dem 1. Ja- 
nuar 1973 ist für München und den Landkreis Mün- 
chen noch kein ausgeglichener Wohnungsmarkt zu 
erwarten. Der Entwurf sieht daher vor, daß für die 
genannten Gebiete das Ende der Mietpreisbindung 
für Altbauwohnungen auf den 31. Dezember 1972 
verschoben wird. Auf diese Weise soll sichergestellt 
werden, daß auf einem noch nicht ausgeglichenen 
Wohnungsmarkt — insbesondere der einkommens- 
schwächeren Bevölkerung — preisgünstige Wohnun- 
gen erhalten bleiben. 
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